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Trump will Jerusalem
Nahost Plan zur Verlegung der US-Botschaft –

heute Anerkennung als Hauptstadt Israels?
Washington Der Plan Donald
Trumps einer Verlegung der US-
Botschaft von Tel Aviv nach Jerusa-
lem nimmt Formen an – und sorgt
weltweit für Beunruhigung. Der
US-Präsident informierte gestern
Palästinenserpräsident Mahmud
Abbas und Jordaniens König Abdul-
lah über seine Absicht. Durch die-
sen Schritt würden die USA Jerusa-
lem einseitig als Hauptstadt Israels
anerkennen und damit den Nahen
Osten wohl tief in die Krise stürzen.
Für heute ist eine Rede Trumps
zum Status Jerusalems angekündigt.

In einer Reaktion warnte Mah-
mud Abbas „vor den gefährlichen
Auswirkungen einer solchen Ent-
scheidung auf den Friedensprozess,
die Sicherheit und Stabilität in der
Region und der Welt“. Er bekräf-
tigte, es könne „keinen Palästinen-
serstaat ohne Ostjerusalem als
Hauptstadt“ geben, wie es auch in
UN-Resolutionen und nach interna-
tionalem Recht festgelegt sei. Die
aufgebrachten Palästinenser kündi-
gen gestern bereits drei „Tage des
Zorns“ gegen die USA und ihre Ein-
richtungen an.

Vor „gefährlichen Konsequen-

zen“ der geplanten Botschaftsverle-
gung warnte auch der jordanische
König. Trump habe Abdullah über
seine Absicht unterrichtet, „sein
Vorhaben, die US-Botschaft zu ver-
legen, voranzutreiben“, teilte der
Königspalast in Amman mit. Jorda-
nien ist der Wächter der muslimi-
schen Stätten in Jerusalem.

Die Arabische Liga sagte ein Auf-
flammen von „Fanatismus und Ge-
walt“ voraus. Der türkische Präsi-
dent Recep Tayyip Erdogan be-
zeichnete Jerusalem als „rote Linie
für die Muslime“ und warnte vor ei-
nem Abbruch der Beziehungen zu
Israel. Die radikalislamische Ha-
mas-Bewegung hat mit einer neuen
Intifada gedroht. Bei einem Treffen
der Nato-Außenminister in Brüssel
warnte Bundesaußenminister Sig-
mar Gabriel vor einer „sehr gefähr-
lichen Entwicklung“.

Das immense Konfliktpotenzial
Jerusalems, drittheiligste Stadt im
Islam nach Mekka und Medina, ist
seit langem bekannt. Im Juli war es
schon zu einem heftigen Gewalt-
sausbruch gekommen, nachdem Is-
rael am Tempelberg Metalldetekto-
ren aufstellte. (afp)

Politik kompakt

MALTA

Drei Mordanklagen nach
Anschlag auf Journalistin
Nach dem Mord an der regierungs-
kritischen Journalistin Caruana
Galizia auf Malta vom 16. Oktober
sind drei Verdächtige gestern an-
geklagt worden. Die drei Männer,
darunter zwei Brüder, sollen den
Anschlag mit einer Autobombe aus-
geführt haben. Sie weisen die Vor-
würfe zurück. Am Montag wurden
zehn Verdächtige festgenommen.
Laut Polizei sollen die restlichen
sieben gegen Kaution freigelassen
werden. Die drei Angeklagten
müssen in Untersuchungshaft. Die
angeklagten Männer sollen polizei-
bekannt und schon in frühere
Straftaten verwickelt gewesen sein.
Dazu gehöre auch ein gescheiterter
Banküberfall und ein versuchter
Mord an einem Polizisten. (dpa)

UKRAINE

Georgiens Ex�Präsident
löst Tumulte aus
Kurz nach seiner spektakulären
Festnahme in der ukrainischen
Hauptstadt Kiew ist Georgiens Ex-
Präsident Michail Saakaschwili
wieder befreit worden. Hunderte
teils gewaltbereite Anhänger des
49-Jährigen umringten einen Poli-
zeibus, in dem Saakaschwili ab-
transportiert werden sollte. Er hatte
sich zunächst seiner Festnahme
widersetzt und war auf das Dach sei-
nes Hauses geklettert. Der Ex-
Präsident rief seine Anhänger auf,
zum ukrainischen Parlament zu
marschieren und die Amtsenthe-
bung des Präsidenten Petro Poro-
schenko zu fordern. Saakaschwili
war nach seiner Zeit als georgi-
scher Staatschef auf Einladung der
Regierung in die Ukraine gekom-
men, wo er Gouverneur der Region
Odessa wurde. Es folgte ein Zer-
würfnis mit Poroschenko. (afp)

Michail Saakaschwili Foto: afp

SPANIEN

Regierung zieht Haftbefehl
gegen Puigdemont zurück
Das Oberste Gericht Spaniens hat
überraschend die europäischen
Haftbefehle gegen den abgesetzten
katalanischen Regionalpräsidenten
Carles Puigdemont und vier seiner
Minister zurückgezogen. Die
Haftbefehle auf spanischer Ebene
bleiben bestehen. Richter Pablo
Llarena sagte, ein Auslieferungsver-
fahren gegen die Katalanen an ih-
rem Exil in Belgien könnte die wei-
tere Strafverfolgung in Spanien er-
schweren. Trotz eines Verbots hatte
die katalanische Regierung am 1.
Oktober ein Referendum über eine
Abspaltung von Spanien abgehal-
ten. Madrid setzte daraufhin die Re-
gionalregierung ab und schrieb
Neuwahlen aus. Dabei will Puigde-
mont wieder antreten. (afp)

Ethikrat: Gerechtigkeit und Solida-
rität. Das heißt etwa, dass Menschen
mit digital diagnostizierten Erkran-
kungen, zum Beispiel genetischen
Deformationen, keine sozialen
Nachteile in ihrer Versorgung und
Entfaltungsmöglichkeit erfahren
dürfen. Das bedeutet: Keine Diskri-
minierung beim Abschluss einer
Kranken- oder Lebensversicherung!
Auch nicht bei der Bewerbung um
einen Arbeitsplatz.

Ist solcher Datenschutz realistisch und
politisch noch durchsetzbar? Lässt sich
die digitale Büchse der Pandora noch
einmal schließen?
Losinger: Die Büchse der Pandora ist
offen. Nun ist es die Pflicht eines
freiheitlichen demokratischen und
sozialen Rechtsstaates, Regeln zu
setzen. Solche solidarischen Struk-

turen gibt es bereits in vielen Berei-
chen. Ich denke nur an das Arbeits-
recht, das eine Reihe von möglichen
Nachteilen nicht wirksam werden
lässt, zum Beispiel die Schwanger-
schaftsangabe einer Frau.

Google ist die Vorhersage der Ausbrei-
tung einer Grippeepidemie durch die
Auswertung von Suchanfragen gelun-
gen. Google, Amazon, Facebook – sind
das die Unternehmen der Zukunft?
Losinger: Ja. Die Data Miner, die di-
gitalen Goldgräber, sind die heute
am höchsten bewerteten Unterneh-
men. Die großen klassischen Unter-
nehmen können da nicht mehr mit-
halten. Wer den Algorithmus hat,
bestimmt, wohin der Zug fährt.

Lassen sich solche weltweit operieren-
den Mega-Unternehmen von der Poli-
tik überhaupt noch kontrollieren?
Losinger: Das wird in der Tat he-
rausfordernd. Doch staatliche Orga-
ne müssen heute mit hohem Tempo
handeln, weltweit denken und glo-
bale Regelungen treffen, die Freiheit
und Gerechtigkeit garantieren.

Interview: Josef Karg

O Zur Person Der katholische Augsbur�
ger Weihbischof Anton Losinger, 60,
war von 2005 bis 2016 Mitglied des Deut�
schen Ethikrates und ist mit mehreren
Wissenschaftspreisen ausgezeichnet.

nem zweieinhalbjährigen Prozess
befasst und jetzt dazu einen klugen
Vorschlag gemacht. Er lautet Daten-
souveränität. Das heißt, es muss je-
dem einzelnen Menschen rechtlich
die freiheitliche Gestaltung und Ho-
heit über seine Daten zugestanden
und garantiert werden. Dazu müs-
sen die Menschen zunächst einmal
die Potenziale der Digitalisierung
klar und bewusst erkennen, realisie-
ren und einen datensparsamen und
folgenbewussten Umgang lernen.

Die meisten Menschen sind sich gar
nicht bewusst, welche Unmengen an
Datenspuren sie hinterlassen ...
Losinger: Da sind wir beim zweiten
Punkt – der Sicherung der individu-
ellen Freiheit und informationellen
Selbstbestimmung. So wird künftig
zum Beispiel etwa beim autonomen
Autofahren zwischen personenbezo-
genen- und fahrzeugbezogenen Da-
ten unterschieden werden. Die einen
unterliegen der Privatheit, die ande-
ren unterliegen dem System und ge-
hören dem Autounternehmen. Auch
einen dritten Vorschlag macht der

Aber nicht zuletzt seit dem US-Wahl-
kampf gibt es eine Debatte, dass digita-
le Bewertungsverfahren gefährlich sein
können, insbesondere wenn sie nicht
nur kommerzielle, sondern soziale oder
politische Ziele verfolgen. Ist diese
Sorge berechtigt?
Losinger: Krimifans wissen, dass
Fahndungen bereits durch solche
Algorithmen gesteuert werden kön-
nen, Stichwort Profiling. Da werden
Täterprofile und Analysen gemacht,
die auch eine Vorhersage von Ver-
brechen ermöglichen. Dies kann
man sehr leicht in das politische In-
teressenfeld übertragen. Das Phäno-
men „Fake News“ und die Steue-
rung, Desinformation und Instru-
mentalisierung von Wählern ist ge-
rade in der neuesten Geschichte der
politischen Willensbildungsprozesse
eine problematische Entwicklung.

Was bedeutet der gläserne Mensch für
die Zukunft des Arbeitsmarktes oder
das Gesundheitswesen? Wie kann man
sich davor schützen?
Losinger: Mit diesen Entwicklungen
hat sich der Deutsche Ethikrat in ei-

maler digitaler Transparenz des Pa-
tienten und damit der missbräuchli-
chen Verwendung der Gesundheits-
daten, sollten diese in die Hände von
Biotech-Firmen und Silicon Valley-
Unternehmen geraten und ausge-
beutet werden.

Man spricht heute von „Data Mi-
ning“. Sind Daten heute tatsächlich so
wertvoll wie Bodenschätze?
Losinger: Genau. Die Ressourcen
und Produktionsfaktoren der mo-
dernen Ökonomie liegen nicht mehr
unter der Erde, sondern sie befinden
sich in der Cloud einer digitalen Ge-
sellschaft. Daten sind der Rohstoff
der digitalen Kommunikationsge-
sellschaft. Das Stichwort „Data Mi-
ning“ spiegelt etwas von einer Gold-
gräberstimmung wieder. Die neuen
Techniken ermöglichen, viele Fra-
gen sehr viel schneller und genauer
zu handhaben. Das beginnt bei ganz
einfachen Dingen wie etwa einem
digitalen Bremssystem im Auto, das
dazu führt, dass es keine schweren
Auffahrunfälle von Lkws auf ein
Stauende mehr geben wird.

Herr Losinger, Big Data bestimmt im-
mer mehr unser Leben: Die vollauto-
matische Auswertung gigantischer Da-
tenmengen mit Computer-Algorithmen
revolutioniert die Wirtschaft und unse-
ren Alltag. Zugleich bedroht sie unsere
Privatsphäre: Menschen werden glä-
sern, berechenbar und manipulierbar.
Sie haben sich mit anderen Ethik-Ex-
perten intensiv mit den Risiken ausei-
nandergesetzt. Wie dramatisch wird
Big Data die Welt verändern?
Losinger: Unser ganzes Leben wird
mehr und mehr durch digitale Ver-
fahren bestimmt. Ich würde sagen,
selbst das Automobil hat die Welt
deutlich weniger stark beeinflusst,
als es Big Data heute schon tut und
in Zukunft tun wird. Die Stichworte
beschreiben im Prinzip sämtliche
Lebensbereiche: Arbeit 4.0, Indus-
trie 4.0, Bildung 4.0 – bis hin zu all
den Alltagsbereichen, wo Menschen
sich selbstverständlich mit digitaler
Technik umgeben und durch sie lei-
ten und unterstützen lassen. Kaum
jemand läuft heute mehr ohne ein
Smartphone durch die Welt.

Wer werden die Gewinner sein und wer
die Verlierer?
Losinger: Die Problematik kann man
heute im digitalen Kommunikati-
onsverhalten junger Menschen be-
reits beobachten: Wer stets eine rie-
sige Datenspur hinter sich herzieht
und zum Teil sein gesamtes Leben
preisgibt, wird durchsichtig und an-
greifbar. Das Netz vergisst nichts!
Was auf der einen Seite eine prakti-
sche und wichtige technische Hilfe
ist, kann von anderen natürlich auch
gegen einen Menschen verwendet
werden. Während sich durch die di-
gitale Welt zum Beispiel in der Me-
dizin ganz neue Möglichkeiten auf-
tun, steht auf der anderen Seite der
gläserne Patient mit all den Folgen
für den Einzelnen. Menschen wer-
den in ihren intimsten Bereichen
beinahe vollständig transparent.

Schon heute beeinflussen Algorithmen
viele Entscheidungen, etwa die Kredit-
würdigkeit oder die Berechnung von
Versicherungstarifen. Wie riskant ist
diese Entwicklung?
Losinger: Was für Big Data in der
Medizin gilt, ist selbstverständlich
auch hier eine brandgefährliche Ent-
wicklung. In dem höchst sensiblen
Bereich Gesundheit registrieren wir,
dass einerseits die Vorteile einer op-
timierten digitalen Medizintechnik
zur Verfügung stehen werden. Zum
Beispiel eine genetische Diagnostik
bei Krebserkrankungen und Verfah-
ren für Krankheiten, die wir heute
noch nicht heilen können. Auf der
anderen Seite steht die Gefahr maxi-

Wie gefährlich ist Big Data?
Interview Mächtige Algorithmen und die vernetzte Auswertung gigantischer Datenmassen verändern rasant unser Leben und
unsere Privatsphäre. Der Ethikexperte Anton Losinger erklärt, wie wir mit den neuen Herausforderungen umgehen sollten

Big Data eröffnet riesige Chancen etwa in der Medizin, aber auch ebenso große Risiken, warnt der Ethik�Experte Anton Losinger:

„Menschen werden in ihren intimsten Bereichen beinahe vollständig transparent.“ Illustration: Dan Mitchell, Imago

„Selbst das Automobil
hat die Welt deutlich
weniger stark
beeinflusst, als es
Big Data heute
schon tut.“

Weihbischof
Anton Losinger

Ehe für alle auch in Österreich
Recht Verfassungsrichter kippen bisherige Regelung und bringen damit
die künftige Koalition schon vor dem Amtsantritt in Schwierigkeiten

VON MARIELE SCHULZE BERNDT

Wien In Österreich wird es künftig
für lesbische und schwule, aber auch
für heterosexuelle Paare neue Mög-
lichkeiten geben, den Bund fürs Le-
ben einzugehen. Der Verfassungs-
gerichtshof erlaubte gestern nicht
nur die von vielen Homosexuellen
angestrebte Ehe für alle nach deut-
schem Vorbild. Er machte auch den
Weg frei für eine Art „Ehe light“.
Damit können sich umgekehrt hete-
rosexuelle Paare ab 2019 für eine
bloße „Eingetragene Partnerschaft“
entscheiden.

Die Neuerungen haben nach An-
sicht des Anwalts Helmut Graupner
einen fundamentaleren Charakter
als die in Deutschland „nur“ vom
Parlament beschlossene Ehe für alle.
Erstmals in Europa würden schließ-
lich beide Formen als „fundamenta-
les Menschenrecht“ anerkannt, sagt
Graupner. Er vertritt zwei Frauen,
die in Wien in einer „Eingetragenen
Partnerschaft“ leben und bei der
Stadt die Eheschließung beantragt
hatten. Als dies abgelehnt wurde,
zogen sie bis vor das höchste Gericht
– und gewannen.

Österreich galt lange als Bollwerk
gegen die gleichgeschlechtliche Ehe.
Jetzt machten die Richter das mög-
lich, wofür es politisch keine Mehr-
heit gibt. Die sozialdemokratische
SPÖ hatte im Juni die Ehe für alle im
Parlament zur Abstimmung gestellt.
Nur Grüne und die liberalen Neos
unterstützten den Vorstoß – der An-
trag scheiterte klar.

Die rechtspopulistische FPÖ
lehnt die Ehe für alle grundsätzlich
ab. Das sorgt nun für Zwist mit dem
künftigen Koalitionspartner, der

konservativen ÖVP. Herbert Kickl,
Generalsekretär der FPÖ, warf den
Konservativen gestern vor, vor acht
Jahren „ein doppeltes Spiel ge-
spielt“ zu haben. Die ÖVP hatte da-
mals der „Eingetragenen Partner-
schaft“ zugestimmt. Damit sei sie
der Türöffner zur „Ehe für alle“ ge-
wesen.

Der Wiener Kardinal Schönborn
hält das Urteil für beunruhigend. Er
warf dem Gericht vor, „den Blick
für die besondere Natur der Ehe als
Verbindung von Mann und Frau“
verloren zu haben. Die ÖVP des
wahrscheinlich nächsten Kanzlers
Sebastian Kurz kündigte an, die
Entscheidung zu respektieren. Die
nächste Regierung hat ein Jahr Zeit,
die Gesetze entsprechend anzupas-
sen. Nur mit einer Zweidrittelmehr-
heit im Parlament könnte sie das Ur-
teil theoretisch aushebeln.

Nach der Regierungsbildung ge-
hen übrigens drei der vierzehn
Richter in den Ruhestand. Es
spricht einiges dafür, dass Kurz und
sein Team ganz froh sind, dass ihnen
das Verfassungsgericht das heikle
Thema vorher noch aus dem Weg
geräumt hat.

Wohl Österreichs nächster Bundeskanz�

ler: Sebastian Kurz. Foto: dpa

UMFRAGE

Viele Deutschtürken finden
Umgang mit Erdogan falsch
Viele Deutschtürken sind der Auf-
fassung, dass der türkische Präsi-
dent Recep Tayyip Erdogan hierzu-
lande ungerecht behandelt wird.
In einer vom NDR veröffentlichten
Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstitutes Data 4U sagen 44
Prozent der Befragten, sie seien
nicht einverstanden damit, wie die
deutsche Politik und Medien die
Entwicklungen in der Türkei be-
werten. Nur zwölf Prozent der
mehr als 2800 Befragten halten die
in Deutschland geübte Kritik für
berechtigt. Zwar gibt der Großteil
der Befragten an, sich in Deutsch-
land wohlzufühlen. Doch 52 Pro-
zent sagen, in den vergangenen
Jahren habe sich der Umgang zwi-
schen Deutschen und Deutschtür-
ken verschlechtert. Dabei gibt es
kaum Unterschiede zwischen den
einzelnen Generationen. (afp)


